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Europäisierung des Zivilverfahrensrechts:
Aktuelle Entwicklungen

II. Zivilverfahrensrecht im Fokus des Unionsgesetzgebers

 

1. Digitalisierung des Rechtsschutzes

2. Privatisierung des Rechtsschutzes

3. Kollektivierung des Rechtsschutzes
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II. Zivilverfahrensrecht im Fokus des Unionsgesetzgebers

 1. Digitalisierung des Rechtsschutzes

VO (EU) 2022/850 vom 30. Mai 2022 

über ein EDV-System für den 

grenzüberschreitenden elektronischen 

Datenaustausch im Bereich der 

justiziellen Zusammenarbeit in Zivil- und 

Strafsachen (e-CODEX-System)

ABl. EU 2022 L 150/1

Verordnung (EU) 2023/2844 vom 13. 

Dezember 2023 über die Digitalisierung 

der justiziellen Zusammenarbeit und des 

Zugangs zur Justiz in 

grenzüberschreitenden Zivil-, Handels- 

und Strafsachen, 

ABl. EU L 27.12.2023, 1 ff.
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II. Zivilverfahrensrecht im Fokus des Unionsgesetzgebers

 1. Digitalisierung des Rechtsschutzes

Programm Justiz 2020 - 2027

Artikel 5 Mittelausstattung 

(1) Die Finanzausstattung für die Durchführung des Programms 
beträgt für den Zeitraum vom 1.1. 2021 bis zum 31.12. 2027 
beträgt € 305.000.000 

(2) Der in Absatz 1 festgelegte Betrag darf für technische und 
administrative Hilfe bei der Durchführung des Programms eingesetzt 
werden, u. a. für die Vorbereitung, Überwachung, Kontrolle, Prüfung und 
Evaluierung, einschließlich für betriebliche IT-Systeme. 
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II. Zivilverfahrensrecht im Fokus des Unionsgesetzgebers

 2. Privatisierung des Rechtsschutzes

Art. 16 – 21 Digital Services Act, VO (EU) 2022/2065.

Art. 10 Data Act, VO (EU) 2023/2854 

Art. Art. 17 f., 26 f. Entwurf einer VO über standardessenzielle Patente (SEP-VO), 

COM(2023) 232 final
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Notice and 
take down 
Art. 16 DSA



II. Zivilverfahrensrecht im Fokus des Unionsgesetzgebers

 2. Privatisierung des Rechtsschutzes
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II. Zivilverfahrensrecht im Fokus des Unionsgesetzgebers

 2. Privatisierung des Rechtsschutzes

Art. 16 – 21 Digital Services Act, VO (EU) 2022/2065.
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II. Zivilverfahrensrecht im Fokus des Unionsgesetzgebers

 2. Privatisierung des Rechtsschutzes
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Die gerichtliche Alternative: § 549 ZPO
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Kostenfolgen:Es wird darauf hingewiesen, dass über die zu entrichtende 
Gerichtsgebühr (derzeit 114 Euro [Stand: 1.4.2024]) hinaus weitere Kosten 
entstehen können, wenn die beklagte Partei (allenfallsanwaltlich 
vertreten)Einwendungen erhebt, das ordentliche Verfahren eingeleitet wird und 
allenfalls die erstinstanzliche Entscheidungin einem Rechtsmittelverfahren 
überprüft wird; die im Verfahren unterliegende Partei zahlt sämtliche 
Prozesskosten. Werden mehrere Parteien beklagt (z.B. Verfasser des Postings 
und Vermittlungsdiensteanbieter) ist ein Streitgenossenzuschlag(zwischen 10% 
bis max. 50% der Gerichtsgebühr) zu entrichten.



II. Zivilverfahrensrecht im Fokus des Unionsgesetzgebers
 3. Kollektivierung des Rechtsschutzes

Kontinuierliche Ausweitung des sachlichen Anwendungsbereichs der RL 

(EU) 1828/2020

Neueste Beispiele: 

VO (EU) 2024/1781 (Ökodesign von Produkten); 

VO (EU) 2022/2065 (Digital Services Act); 

VO (EU) 2022/1925 (Digital Markets Act).

ABER: Sind die als Idealvereine organisierten QE tatsächlich in der Lage, die 

ihnen ohne finanzielle Absicherung/Ausstattung übertragenen Aufgaben zu 

erfüllen?
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II. Zivilverfahrensrecht im Fokus des Unionsgesetzgebers
 3. Kollektivierung des Rechtsschutzes

Schlussanträge GA Szpunar, 19.9.2024, Rs. C-253/23, ASF 2 Ausgleichsgesellschaft

„Art. 101 AEUV, Art. 2 – 4 der RL 2014/104/EU sowie Art. 47 GRC sind dahin auszulegen, 

dass  sie einer Auslegung des nationalen Rechts entgegenstehen, die bewirkt (…) dass den 

mutmaßlich Geschädigten automatisch verwehrt wird, die Ansprüche auf Ersatz von 

Kartellschäden an einen (…) Rechtsdienstleister treuhänderisch abzutreten, damit dieser 

die Ansprüche gebündelt geltend macht, wenn keine andere gleichwertige gesetzliche oder 

vertragliche Möglichkeit der Bündelung von Schadensersatzforderungen besteht….“

Anerkennung eines Recht auf effektiven, kollektiven Rechtsschutz unter Art. 47 

GRC.
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Europäisierung des Zivilverfahrensrechts:
Aktuelle Entwicklungen

III. Vorgaben des Unionsrechts für die nationalen Prozessrechte

 1. Fokussierter Zugriff auf die nationalen Verfahrensrechte 

 2. Prozessuale Auskunftsrechte und Vorlagepflichten

 

 3. Dezentrale Entwicklungen: Konkurrierende Commercial Courts 
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2. Prozessuale Auskunftsansprüche
Art. 6 EnforcementRL, Art. 5 KartellSchRL, Art. 18 VbKlRL

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die zuständigen Gerichte auf Antrag einer Partei, 

die alle vernünftigerweise verfügbaren Beweismittel zur hinreichenden Begründung ihrer 

Ansprüche vorgelegt und die in der Verfügungsgewalt der gegnerischen Partei befindlichen 

Beweismittel zur Begründung ihrer Ansprüche bezeichnet hat, die Vorlage dieser 

Beweismittel durch die gegnerische Partei anordnen können, sofern der Schutz vertraulicher 

Informationen gewährleistet wird…“
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2. Prozessuale Auskunftsansprüche
Art. 6 EnforcementRL, Art. 5 KartellSchRL, Art. 18 VbKlRL

: „(1) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass in Verfahren über Schadensersatzklagen (…) 

auf Antrag eines Klägers, der eine substantiierte Begründung vorgelegt hat, die mit 

zumutbarem Aufwand zugängliche Tatsachen und Beweismittel enthält, die die Plausibilität 

seines Schadensersatzanspruchs ausreichend stützen, die nationalen Gerichte unter den 

Voraussetzungen dieses Kapitels die Offenlegung von relevanten Beweismitteln durch den 

Beklagten oder einen Dritten, die sich in deren Verfügungsgewalt befinden, anordnen 

können. Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass die nationalen Gerichte auf Antrag des 

Beklagten die Offenlegung von relevanten Beweismitteln durch den Kläger oder einen 

Dritten anordnen können.“

19



2. Prozessuale Auskunftsansprüche
Art. 6 Enf-RL, Art. 5 KartellSchRL, Art. 18 VerbandsklageRL

„Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass, wenn eine qualifizierte Einrichtung alle unter 

zumutbarem Aufwand zugänglichen Beweismittel vorgelegt hat, die zur Stützung einer 

Verbandsklage ausreichen, und darauf hingewiesen hat, dass zusätzliche Beweismittel der 

Verfügung des Beklagten oder eines Dritten unterliegen, auf Antrag dieser qualifizierten 

Einrichtung das Gericht oder die Verwaltungsbehörde nach Maßgabe der nationalen 

Verfahrensvorschriften anordnen kann, dass diese Beweismittel vorbehaltlich der geltenden 

unionsrechtlichen und nationalen Vorschriften über Vertraulichkeit und Verhältnismäßigkeit 

vom Beklagten oder dem Dritten offengelegt werden.”
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3. Konkurrierende Commercial Courts in den EU-
Mitgliedsstaaten
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IV. Ein transnationaler Modernisierungsschub: das 
Einheitliche Patentgericht (EPG)
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IV. Ein transnationaler Modernisierungsschub: das 
Einheitliche Patentgericht (EPG)
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Seit Juni 2023 (Stand 31.8.2024) 
482 Verfahren vor dem EPG



IV. Ein transnationaler Modernisierungsschub: das 
Einheitliche Patentgericht (EPG)

Artikel 59 I EPGÜ

„Auf Antrag einer Partei, die alle vernünftigerweise verfügbaren Beweismittel zur 

hinreichenden Begründung ihrer Ansprüche vorgelegt und die in der Verfügungs-

gewalt der gegnerischen Partei oder einer dritten Partei befindlichen Beweismittel 

zur Begründung ihrer Ansprüche bezeichnet hat, kann das Gericht die Vorlage 

dieser Beweismittel durch die gegnerische Partei oder eine dritte Partei anordnen, 

sofern der Schutz vertraulicher Informationen gewährleistet wird…“

Beispiel: EPG, LK Mannheim, Anordnung v. 30.4.2024, UPC-CFI-218/2023, zust. 

Leistner, GRUR 2024, 1194, 1197.
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Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit

Burkhard.Hess@univie.ac.at


	Folie 1: Europäisierung des Zivilverfahrensrechts Aktuelle Entwicklungen
	Folie 2
	Folie 3: Europäisierung des Zivilverfahrensrechts: Aktuelle Entwicklungen
	Folie 4: II.  Zivilverfahrensrecht im Fokus des Unionsgesetzgebers  1. Digitalisierung des Rechtsschutzes 
	Folie 5
	Folie 6: II.  Zivilverfahrensrecht im Fokus des Unionsgesetzgebers  1. Digitalisierung des Rechtsschutzes 
	Folie 7: II. Zivilverfahrensrecht im Fokus des Unionsgesetzgebers  2. Privatisierung des Rechtsschutzes
	Folie 8
	Folie 9: II. Zivilverfahrensrecht im Fokus des Unionsgesetzgebers  2. Privatisierung des Rechtsschutzes
	Folie 10: II. Zivilverfahrensrecht im Fokus des Unionsgesetzgebers  2. Privatisierung des Rechtsschutzes
	Folie 11: II. Zivilverfahrensrecht im Fokus des Unionsgesetzgebers  2. Privatisierung des Rechtsschutzes
	Folie 12
	Folie 13
	Folie 14: Die gerichtliche Alternative: § 549 ZPO
	Folie 15: II.  Zivilverfahrensrecht im Fokus des Unionsgesetzgebers  3. Kollektivierung des Rechtsschutzes
	Folie 16: II.  Zivilverfahrensrecht im Fokus des Unionsgesetzgebers  3. Kollektivierung des Rechtsschutzes 
	Folie 17: Europäisierung des Zivilverfahrensrechts: Aktuelle Entwicklungen
	Folie 18: 2. Prozessuale Auskunftsansprüche Art. 6 EnforcementRL, Art. 5 KartellSchRL, Art. 18 VbKlRL
	Folie 19: 2. Prozessuale Auskunftsansprüche Art. 6 EnforcementRL, Art. 5 KartellSchRL, Art. 18 VbKlRL
	Folie 20: 2. Prozessuale Auskunftsansprüche Art. 6 Enf-RL, Art. 5 KartellSchRL, Art. 18 VerbandsklageRL
	Folie 21: 3. Konkurrierende Commercial Courts in den EU-Mitgliedsstaaten
	Folie 22: IV. Ein transnationaler Modernisierungsschub: das Einheitliche Patentgericht (EPG) 
	Folie 23: IV. Ein transnationaler Modernisierungsschub: das Einheitliche Patentgericht (EPG) 
	Folie 24: IV. Ein transnationaler Modernisierungsschub: das Einheitliche Patentgericht (EPG) 
	Folie 25

